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schwacher Teilräume zu Funktionsräumen, in denen ausrei­
chendes Einkommen erzielt werden kann, sowie die Möglich­
keit der weiteren Nutzung und Funktion der strukturschwa­
chen Räume. Inwieweit es gelingt, den Funktionsräumen 
geeignete Erholungsräume zuzuordnen, ist zunächst noch 
offen. Vermutlich wird im Er~bnis ein Konzept sich gegen­
seitig alimentierender Teilgebiete innerhalb eines Funktions­
raumes vorgeschlagen werden. Diese Alimentationen kön­
nen monetärer und nichtmonetärer Art sein. Der sogenannte 
Arbeitsraum wird in erster Linie der im Erhofungsraum 
ansässigen Bevölkerung Möglichkeiten zur Erzielung von 
Geldeinkommen und zur Nutzung einer gut ausgebauten 
Infrastruktur bieten, wohingegen der Erholungsraum eine 
Ausgleichsfunktion für den Arbeitsraum, die in erster Linie 
nicht materieller Art ist, haben würde. ,,In Räumen mit 
selbsttragender Entwicklung (Arbeitsräume), das sind meist 
städtische und industrielle Verdichtungsräume, sind die In­
frastrukturausstattung und die Grundprinzipien der städte­
baulichen Entwicklung flexibel zu halten, um auch kom­
menden Generationen die Möglichkeit zu geben, ihre Wün­
sche realisieren zu können. Die wirtschaftlichen Entwick­
lungen sind so zu fördern, daß die mit dem wirtschaftli­
chen Wachstum einhergehenden Strukturwandlungen nicht 
gehemmt und die Arbeitskräfte befähigt werden, sich den 
wandelnden Anforderungen anzupassen. Darüber hinaus 
sind Arbeitsplätze zu schaffen, die für solche Bevölke­
rungsteile geeignet sind, deren Angehörige im Rahmen der 
Landschaftspflege für Erholungsmöglichkeiten sorgen. In 
Räumen mit der Notwendigkeit zur monetären Alimenta­
tion (Erholungsräume) sind, soweit das mit ihren Erho­
lungsfunktionen vereinbar ist, Arbeitsplätze zu schaffen, 
die ein befriedigendes Arbeitseinkommen erbringen, und 
Verkehrswege anzulegen, die die ökonomische Entfernung 
zu den notwendigen Infrastruktureinrichtungen und weite­
ren Arbeitsmöglichkeiten sowie zu den Erholungsgebieten 
verringern" (Detlef Marx). 

Man ist sich zwar dessen bewußt, daß Arbeits- und Er­
holungsregionen in einem Komplementaritätsverhältnis ste­
hen; über dessen sinnvolle Struktur hat man bisher aber nur 
wenig Kenntnisse. Gerade diese Struktur.en aufzuklären 
und in den Planungszusammenhang zu stellen ist nicht zu­
letzt Aufgabe dieses Forschungsgremiums. Die bisherigen 
Ausführungen haben gezeigt, daß der erste Schritt bei der 
Verfolgung eines solchen Projektes in der Abgrenzung der 
Funktionsräume bestehen muß. Es gilt also zu klären, wie 
die regionalen Arbeitsmärkte abzugrenzen sind und wie die 
verfügbaren Erholungsräume diesen Arbeitsmärkten zuzu­
ordnen sind. Im Rahmen eines zweiten großen Problem­
komplexes sind Fragen zu beantworten, die sich auf die 
Bedingungen oder Voraussetzungen einer sich selbst tragen­
den Entwicklung in ausgeglichenen Funktionsräumen kon­
zentrieren. Auf diesen Teil wird das Schwergewicht der 
wissenschaftlichen Forschung gerichtet sein müssen. Im 
dritten und letzten Teil wird schließlich der instrumentale 
Charakter des konzipierten regionalpolitischen Konzeptes 
herauszuarbeiten sein. 

Manfred Bahlburg 

Ober die Ausbildung von Raumplanern 
an der Technischen Hochschule Wien 

Gleichzeitig mit der Studienrichtung „Informatik" wur­
de an der Technischen Hochschule Wien auch die Studien­
richtung „Raumplanung und Raumordnung" geschaffen, 
um den großen Bedarf an qualifizierten Raumplanern vor 
allem in Osterreich zu decken. Während nämlich die Aus­
arbeitung von Bebauungsplänen und Flächenwidmungsplä­
nen zu den wichtigen Aufgaben des Architekten gehört, für 
die er vor allem an den Technischen Hochschulen entspre­
chend ausgebildet wird, ist die Aufstellung von Regional­
plänen sowie regionalen und überregionalen Entwicklungs­
programmen vorerst eine neue, schwierige und komplexe 
Aufgabe. Sie erfordert nicht nur technische Kenntnisse und 
eine kreative Begabung, sondern auch politische und sozio­
ökonomische Kenntnisse, die an den wissenschaftlichen 
Hochschulen bisher nicht oder nicht im erforderlichen Aus­
maß vermittelt worden sind. 

1. Zielsetzungen für die Ausbildung von Raumplanern 

Bei der gemeinsamen Jahrestagung der Akademie für 
Raumforschung und Landesplanung und der Deutschen 
Akademie für Städtebau und Landesplanung am 14. Okto­
ber 1971 hat Gerd Albers ein sehr aufschlußreiches Referat 
über „Auftrag und Ausbildung des Raumplaners" gehalten. 
Er führte dabei unter anderem aus: 

„So ist also der Umsetzungsvorgang gesellschaftlicher 
Wertvorstellungen in die Ordnung der Umwelteindoppel­
ter: einmal geht es um die Umsetzung politischer Oberziele 
in die Konzeption eines ihnen entsprechenden räumlichen 
Zustandes und um einen Zielfindungsprozeß ... und zum 
anderen geht es um Mittel und Methoden, den gegenwärti­
gen Zustand der Umwelt diesen Zielvorstellungen anzu­
nähern; man könnte also von einer Konkretisierungs- und 
einer Realisierungsaufgabe sprechen." 

Albers wies weiter darauf hin, daß die Realisierungsauf­
gabe nicht nur als eine rein technische angesehen werden 
könne, sondern auch den politischen Wertmaßstäben einer 
Zeit entsprechen müsse. Daraus leitet Albers die Eigen­
schaften und Fähigkeiten ab, die zu entwickeln und mitein­
ander in Beziehung zu setzen sind, aber trotzdem deutliche 
Widersprüche aufweisen können : 

,, 1. Der Loyalität als Fachmann gegenüber dem Auftragge­
ber muß ein geschärftes staatsbürgerliches Bewußtsein 
und die Bereitschaft zur persönlichen Stellungnahme 
wie zum persönlichen Engagement gegenüberstehen. 

2. Der Raumplaner muß Entscheidungen vorbereiten, die 
nicht durch letzte Sicherheiten über ihre möglichen 
Auswirkungen abgedeckt sind; er muß also handlungs­
orientiert sein. Diese Handlungsorientierung darf je­
doch nicht zu Lasten der Objektivität kritischen Den­
kens gehen ... 

3. Als Diener der Gesellschaft muß man von ihm erwarten, 
daß er auf die von ihr zum Ausdruck gebrachten Ge-
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genwartsbedürfnisse eingeht; zugleich aber ist es seine 
Aufgabe, nach neuen Möglichkeiten und Entwicklungs­
perspektiven zu suchen und sie als Alternativen in die 
Diskussion einzubringen ... " 

Diese sehr klare Darlegung zeigt einmal mehr, daß die 
Qualität des Raumplaners in sehr weitgehendem Maße von 
seinen persönlichen und charakterlichen Fähigkeiten ab­
hängig ist. Gerade deren Prägung ist im Rahmen der Stu­
dienrichtung Raumplanung und Raumordnung, die schon 
aus raumbedingten Gründen auch in Zukunft pro Jahrgang 
nur etwa 30 bis 50 Studierende umfassen sollte, in günstiger 
Weise gegeben. Denn eine konkrete und koordinierte inter­
disziplinäre Zusammenarbeit ist durchaus auch ein Prozeß 
der Charakterbildung, dem nicht weniger Gewicht zu­
kommt als dem Erlebniswert bei der Vertretung der eige­
nen Planungsvorschläge gegenüber der Offentlichkeit (die 
seit mehr als zehn Jahren bei der Bearbeitung konkreter 
Studienarbeiten üblich ist). 

Insofern ist nach Meinung des Verfassers dieser Forde­
rung von Albers beim „Wiener Modell" in vollem Ausmaß 
Rechnung getragen. Aber auch der prozessuale Ablauf 
einer Planung, der nach Albers folgende Gliederung des 
Studieninhalts nahelegt, ist im Studienplan der Studien­
richtung Raumplanung und Raumordnung durchaus gege­
ben, wenn man diesen nachstehenden Katalog mit dem Stu­
dienplan vergleicht. Albers führt nämlich folgende Berei­
che an: 

„ 1. Gesellschaftliche Ziele, die ihnen zugrundeliegenden 
Wertungen, die Methoden ihrer Abklärung und die 
Möglichkeiten ihrer Umsetzung in raumbezogene Kon­
zepte oder Modelle. 

2. Daten, Zusammenhänge und Entwicklungstendenzen, 
die das Wirken natürlicher, sozialer und wirtschaftli­
cher Kräfte in der Umwelt kennzeichnen. 

3. Mittel, Werkzeuge und Methoden zur Veränderung der 
Umwelt unter Einschluß der Abschätzung ihrer voraus­
sichtlichen Wirkung. 

4. Konstruktion alternativer Pläne und Verfahren, die den 
aus den Gegebenheiten, den Zielen und den Mitteln 
abzuleitenden Handlungsspielraum ausfüllen; Metho­
den zur Abwägung ihrer Vor- und Nachteile. 

5. Konkretisierung solcher Pläne m Einzelplanungen, 
Rechtsnormen und technischer Verwirklichung, wobei 
die Koordinationsaufgabe unter Wahrung ständiger 
Rückkoppelungsmöglichkeit im Vordergrund steht." 

2. Das Bundesgesetz über technische Studienrichtungen 

Am 1. Oktober ist das Bundesgesetz vom 10. Juli 1969 
über technische Studienrichtungen in Kraft getreten, dem 
u. a. deshalb Bedeutung zukommt, weil der Gesetzgeber 
damit auch den Auftrag erteilt hat, ,,Studienrichtungen für 
Raumplanung und Raumordnung" zu schaffen. Damit be­
gann eine neue Entwicklungsphase der Raumplanung und 
Raumordnung in Osterreich, so daß über die Entstehung 
dieses Gesetzes und seine Ziele kurz zu berichten ist. 

1. 

1.1 
1.1.1 

1.1.2 
1.1.3 
1.1.4 

1.2 
1.2.1 

1.2.2 
1.2.3 

1.2.4 
1.2.5 
1.2.6 

1.2.7 
1.2.8 
1.2.9 

1.2.10 

1.2.11 
1.2.12 
1.2.13 
1.2.14 

1.2.15 
1.2.16 

1.3 
1.3.1 

1.3.2 
1.3.2.1 
1.3.3 
1.3.4 
1.3.5 
1.3.6 
1.3.7 
1.3.8 

1.4 

1.4.1 
1.4.2 
1.4.3 

STUDIENPLAN - ÜBERSICHT 

Pflichtfächer Semester 

Methodische Grundlagen 1. 2. 3. 4. 5. 6. 
Technik des wissenschaftlichen 
Arbeitens 1 
Sondergebiete der Mathematik 2 
Theorie und Technik der Planw1g 4 
Sondergebiete d. Statistik u. Daten- 2 2 
verarbeitung 

Planungsgnindlagen 
Geschichte d. Städtebaues u. d. 
Raumpl. I. + II. 4 
Geschichte d. Landespflege 2 
Tendenzen im Städtebau u. d. 
R aumplanung 
Stadt- u. Regionalforschung I. und II. 
Planungs-, Bau- und Bodenrecht 
Rechtsgrundlagen d. Landes- u. 
Denkmalpflege 
Raumordnungspolitik 
Sondergebiete der Soziologie 
Sondergebiete d. Volkswirtschafts­
lehre 
Sondergebiete d. Kommunal- u. 

2 
2 2 2 

3 

2 

2 

3 

Finanzwissensch. 3 
Sondergebiete d. Landwirtschaft 3 
Naturräumliche Gegebenheiten 2 
Umwelthygiene 3 
Sondergebiete d. Wasserwirtsch. u. 
d. Wasserbaues 2 
Sondergebiete d. Energieversorgung 2 
Sondergebiete d. Bergbaues 1 

Planungstechnik 
Pl:munterlagen u. thematische 
Kartographie 
Gemeindeplanung I und II 
Gemeindeplanungs-Übung 
Stadtgestaltung 
Verkehrsplanung 
Landespflege 
Denkmal pflege 

2 
3 3 
2 2 

2 
3 2 

3 
1 
3 3 

2 

Regionalplanung I und II 
Landesplanung u. Raumordnung 2 2 

Projekte, Projektkrit. Se111i11arc, 
Diplomarbeit 
Projekte 
Projektkritische Seminare 
Diplomarbeit 

456610 
3 4 5 (5) 

(15) 

Stunden 27 29 30 20 23 20 

Summe 149 

Als 1968 die Beratungen über den Gesetzesentwurf be­
gannen, war die Frage zu entscheiden, ob ein v o 11 e s 
P 1 a n e r s t u d i u m , ein V e r t i e f u n g s s t u d i u m 
oder ein Au f b a u s t u d i u m für Raumplanung und 
Raumordnung angestrebt_ werden sollte. 

Nach gründlicher Überlegung und eingehenden Beratun­
gen im Hochschulbereich sowie mit Vertretern der Verbin­
dungsstelle der Bundesländer, des Osterreichischen Städte­
bundes und des Osterreichischen Gemeindebundes fiel die 
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STUDIENPLAN - ÜBERSICHT 

2. Wah //ächer 

Zur schwerpunktmäßigen Vertiefung des Sachwissens sind 
während der Studienzeit Vorlesungen und Übungen im 
Umfang von 5 W ochenstunden zu belegen, und zwar fol­
gende Sachgebiete: 

W ochenstunden: 
2.1 Planung in Verdichtungsgebieten 1 
2.2 Planung in Fremdenverkehrs- und 

Erholungsgebieten 1 
2.3 Planung in ländlichen Gebieten 1 
2.4 Planung in Problemgebieten 1 
2.5 Planung von Sonderanlagen des 

Verkehrs 1 
2.6 W asserrecht 2 
2.7 Liegenschaftsschätzun gen 1 
2.8 Spezialgebiete der Landesverteidigung 

und des Zivilschutzes 2 

3. Freifächer 

3.1 
3.2 

Im Umfang von 5 W ochenstunden sind während des 2. Stu­
dienabschnittes Vorlesungen und Übungen zu belegen, die 
der Deckung individuellen Informationsbedarfes dienen. 

Empfohlen werden : 
Englisch (Fachsprache) 
Russisch (Fachsprache) 

W ochenstu11de11 : 
2 
2 

Entscheidung vorerst zugunsten eines „ Vertiefungsstudi­
ums" nach Ablegung der ersten Diplomprüfung. 

Obwohl nämLich bei den Beratungen des „Technikgeset­
zes" im Unterrichtsausschuß des Nationalrates von maßge­
bender Seite die Einrichtung eines „Vollstudiums" gefor­
dert wurde, ist dann den Argumenten des Verfassers beige­
pflichtet worden, daß wegen der Schwierigkeit, sofort qua­
lifizierte Professoren zu finden, ein abschnittsweises Vorge­
hen nützlicher sei. 

Dies ist zweifellos eine nicht ganz befriedigende Lösung, 
aber sie entspricht den personellen und materiellen Gege­
benheiten. Mit den fünf Ordinariaten. für Städtebau, 
Raumplanung und Raumordnung, für Landespflege und 
Grünraumgestaltung, für Stadt- und Regionalforschung, 
für Finanzwissenschaften und Infrastrukturpolitik, dann 
für Planungs-, Bau- und Bodenrecht sowie der Mitwirkung 
von Professoren der Fakultät für Bauingenieurwesen und 
Architektur und anderer Hochschulen, aber auch mit 
Lehrbeauftragten aus der Praxis wird das am 1. Oktober 
1970 begonnene interdisziplinäre koordinierte „ Vertie­
fun gsstudium für Raumplanung und Raumordnung" an 
der Technischen Hochschule Wien durchgeführt. 

Zum Studium in der Studienrichtung „Raumplanung 
und Raumordnung" sind ordentliche Hörer zugelassen, 
welche die erste Diplomprüfung der Studienrichtung „Bau­
ingenieurwesen" , ,, Wirtschaftsingenieurwesen - Bauwe­
sen", ,,Architektur" oder „Vermessungswesen" abgelegt ha­
ben; ferner sind Studierende zugelassen, welche die erste 
Diplomprüfung des Studiums der Architektur an der Aka-

demie für angewandte Kunst oder alle Einzelprüfungen 
über die in den ersten zwei Jahren im Rahmen des Studi­
ums der Architektur an der Akademie der bildenden Kün­
ste zu inskribierenden Lehrveranstaltungen abgelegt haben; 
ebenso sind Studierende zugelassen, welche die erste Di­
plomprüfung der Studienrichtung „Landwirtschaft", 
,,Forst- und Holzwirtschaft", ,,Kulturtechnik und Wasser­
wirtschaft", der soziologischen, sozial wirtschaftlichen, so­
zial- und wirtschaftsstatistischen, volkswirtschaftlichen, 
betriebswirtschaftlichen, handelswissenschaftlichen oder 
geographischen Studienrichtung abgelegt haben. 

Diese vom Gesetzgeber festgelegte „weite Offnung" be­
wirkt zwangsläufig, daß zwischen dem ersten und dem 
zweiten Studienabschnitt trotz einer gewissen freien Ge­
staltbarkeit eine mangelnde Übereinstimmung besteht. Es 
wäre jedoch nach u. E. unmöglich gewesen, gleichzeitig mit 
den Beratungen zum Gesetz über die technischen Studien­
richtungen auch noch Verhandlungen mit anderen wissen­
schaftlichen Hochschulen über eine gewisse Ausrichtung 
des ersten Studienabschnittes auf ein Vertiefungsstudium 
für Raumplanung und Raumordnung zu führen. Da jedoch 
1973/7 4 mit der Ergänzung dieses „ Vertiefungsstudiums" 
in ein „Vollstudium" für Raumplaner (Dauer zehn Seme­
ster) begonnen wird, handelt es sich um Anpassungsschwie­
rigkeiten, die - wie sich nunmehr zeigt - durchaus bewäl­
tigt werden konnten. 

Ein „Aufbaustudium" wurde deshalb nicht vorgeschla­
gen, weil dafür keine zusätzlichen personellen und mate­
riellen Voraussetzungen zu erwarten waren, da ja die 
Hochschulen in Zukunft in viel stärkerem Ausmaß als bis­
her die Weiterbildung ihrer Absolventen werden überneh­
men müssen - also auch der Absolventen der neuen Stu­
dienrichtung „Raumplanung und Raumordnung" - und 
weil ein zweijähriges „Aufbaustudium" für dessen Absol­
venten so lange keine besonderen Vorteile bringt, so lange 
sie auch als freischaffende Architekten oder als beamtete 
Planer mit gleicher Bezahlung tätig sein können. 

3. Die Studienordnung für die Studienrichtung „Raumpla­
nung und Raumordnung" 

Der Bundesminister für Wissenschaft und Forschung hat 
am 7. April 1971 die Studienordnung für die Studienrich­
tung Raumplanung und Raumordnung erlassen. Grundlage 
dieser Verordnung bildete der von der drittelparitätisch 
besetzten Studienkommission für diese Studienrichtung auf 
Grund eines Diskussionsentwurfes des Verfassers erarbeite­
te Verordnungsentwurf. Er wurde mit einem einstimmigen 
Beschluß dieser Studienkommission am 28. April 1970 ver­
abschiedet. Damit hat diese Kommission - deren Vorsitz 
der Verfasser seit ihrer Gründung inne hat - eine besonders 
schwierige und verantwortungsvolle Arbeit geleistet, weil 
ja die Vertreter der Studierenden und der Assistenten ein 
solches Studium weder absolviert hatten noch mit Fragen 
der Raumplanung und Raumordnung - bis auf wenige 
Ausnahmen - vertraut waren. 

Trotzdem konnte in einer nicht immer leichten, schließ­
lich aber doch erfolgreichen Zusammenarbeit der Entwurf 
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für diese Studienordnung dem Bundesministerium für Wis­
senschaft und Forschung am 27. Mai 1970 vorgelegt wer­
den (siehe Anhang). 

Diese im Bundesgesetzblatt der Republik Osterreich ver­
öffentlichte Studienordnung legt den inhaltlichen und zeit­
lichen Rahmen für das Studium der Raumplanung und 
Raumordnung an den wissenschaftlichen Hochschulen fest. 
Demnach sind während des zweiten Studienabschnittes aus 
den vier Prüfungsfächern der Zweiten Diplomprüfung 
(Wissenschaftliche Grundlagen der Raumplanung, Städte­
bau und Gemeindeplanung, Regional- und Landesplanung, 
Landschaftspflege und Grünraumgestaltung) zwischen 150 
und 160 Wochenstunden zu inskribieren. Den Abschluß des 
Studiums bildet die Diplomarbeit als praktische Prüfungs­
arbeit in einem der vier Diplomprüfungsfächer, die im 
sechsten Semester durchzuführen ist. 

An die Absolventen der Studienrichtung „Raumplanung 
und Raumordnung" wird durch Sponsion der akademische 
Grad „Diplom-Ingenieur" verliehen. 

4. Studienplan 

Auf Grund des Bundesgesetzes über technische Studien­
richtungen (BGB!. 290/1969) und unter Berücksichtigung 
der vorhin erwähnten Studienordnung ist gemäß§ 3 Abs. 2 
und § 17 Abs. 1 des Allgemeinen Hochschul-Studiengeset­
zes vom Jahre 1966 für die Studienrichtung Raumplanung 
und Raumordnung auch ein Studienplan zu erlassen. In 

ANHANG 

182. Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft und For­
schung vom 7. April 1971 über die Studienordnung für die Stu-

dienrichtung Raumplanung und Raumordnung 

Auf Grund der §§ 1 bis 11 und 18 bis 21 des Bundesgesetzes vom 
10. Juli 1969, BGB!. Nr. 290, über technische Studienrichtun­
gen in Verbindung mit den Bestimmungen des Allgemeinen 
Hochschul-Studiengesetzes, BGB!. Nr. 177/ 1966, wird im Einver­
nehmen mit dem Bundesminister für Unterricht und Kunst ver­
ordnet: 

Einrichtung 
§ 1. (1) Der erste Studienabschnitt der Studienrichtung Raum­
planung und Raumordnung ist an der Akademie der bildenden 
Künste oder an der Hochschule für angewandte Kunst oder an 
jenen wissenschaftlichen Hochschulen zurückzulegen, an denen die 
im§ 3 Abs. 1 genannten Studienrichtungen eingerichtet sind. 
(2) Der zweite Studienabschnitt der Studienrichtung Raumpla­
nung und Raumordnung ist an der Technischen Hochschule in 
Wien unter Bedachtnahme auf die im § 1 des Allgemeinen Hoch­
schul-Studiengesetzes genannten Grundsätze und Ziele einzu­
richten. 

Studiendauer und Studienabschnitte 
§ 2. ( 1) Das Studium der Raumplanung und Raumordnung be­
steht aus zwei Studienabschnitten und erfordert einschließlich der 
für die Anfertigung der Diplomarbeit vorgesehenen Zeit die In­
skription von zehn Semestern. Der erste Studienabschnitt umfaßt 
vier Semester, der zweite Studienabschnitt umfaßt sechs Seme­
ster. 
(2) Der zweite Studienabschnitt dient der wissenschaftlichen Bil­
dung und Ausbildung auf den Gebieten der Raumplanung und 
Raumordnung. 
(3) Der zweite Studienabschnitt wird mit einer Diplomprüfung 
abgeschlossen. 

diesem Studienplan sind die zu inskribierenden Prüfungs­
fächer, die Zahl der Wochenstunden sowie die Lehrveran­
staltungen, welche die als Prüfungsfächer vorgeschriebenen 
Fachgebiete erfassen, festzulegen. Ferner ist die Durchfüh­
rung und Themenstellung der Diplomarbeit zu bestimmen 
und sind die Zulassungsbestimmungen zur zweiten Diplom­
prüfung sowie deren Durchführung festzulegen. 

Da dieser Studienplan vom Bundesministerium für Wis­
senschaft und Forschung am 22. Februar 1972 genehmigt 
wurde und ein Interesse an der Gestaltung des Studiums 
angenommen werden darf, wird er ebenfalls (auf S. 130 
und 131) vorgeführt. 

5. Bisherige Erfahrungen 

Die vorhin erwähnte, vom Verfasser bei den Beratungen 
des parlamentarischen Unterrichtsausschusses vorgebrachte 
Auffassung, das·Raumplanungsstudium vorerst nur mit ei­
nem zweiten Studienabschnitt zu beginnen, weil für ein 
volles Studium weder die personellen noch die materiellen 
Voraussetzungen kurzfristig geschaffen werden können, 
hat sich als richtig erwiesen. Denn es war möglich, in einem 
eigenen Gebäude die räumlichen Voraussetzungen für diese 
neue Studienrichtung zu schaffen. Dies mit dem Vorteil, 
daß der Kontakt zwischen Studierenden und Lehrenden 
dadurch zwangsläufig viel enger ist als in den großen Hör­
und Zeichensälen. 

Da sich alle Vortragenden (Lehrbeauftragte und Profos-

(4) Die Mitglieder des Lehrkörpers haben im Rahmen der fest­
gesetzten Lehrverpflichtungen oder Lehraufträge auf Grund der 
Studienpläne ihre Lehrveranstaltungen so einzurichten und den 
Lehrstoff so zu bemessen, daß die Studierenden innerhalb der 
vorgesehenen Studiendauer ihre ordentlichen Studien abzuschlie­
ßen vermögen (§ 2 Abs. 1 des Allgemeinen Hochschul-Studien­
gesetzes) . 

Erster Studienabschnitt 
§ 3. (1) Der erste Studienabs<;hnitt der Studienrichtung Raum­
planung und Raumordnung besteht nach Wahl des Studierenden 
aus dem ersten Studienabschnitt der Studienrichtung „Bauinge­
nieurwesen", ,, Wirtschaftsingenieurwesen-Bauwesen", ,,Architek­
tur", ,,Vermessungswesen", ,,Landwirtschaft", ,,Forst- und Holz­
wirtschaft", ,,Kulturtechnik und Wasserwirtschaft", der soziolo­
gischen, sozial wirtschaftlichen, sozial- und wirtschaftsstatistischen, 
volkswirtschaftlichen, betriebswirtschaftlichen, handelswissen­
schaftlichen, geographischen Studienrichtung oder des Studiums 
der Architektur an der Hochschule für angewandte Kunst. An der 
Akademie der bildenden Künste besteht er aus den ersten zwei 
Jahren des Studiums der Architektur. 
(2) Für das Studium des ersten Studienabschnittes gelten die Be­
stimmungen der entsprechenden Studienvorschriften. 
(3) Zum zweiten Studienabschnitt sind ordentliche Hörer zuzu­
lassen, welche_ die_ erste Diplomprüfung_ einer der im Abs. 1 ge­
nannten Stud1ennchtung oder des Studiums der Architektur an 
~er H~ch_schule für angew3;ndte Ku1;1st oder alle Einzelprüfungen 
uber die m den ersten zwei Jahren 1m Rahmen des Studiums der 
Architektur an der Akademie cfer bildenden Künste zu inskribie­
renden Lehrveranstaltungen abgelegt haben. 

Inskription im zweiten Studienabschnitt 
§ 4. (1) In den sechs Semestern des zweiten Studienabschnittes 
sind nach Maßgabe des Studienplanes unter Berücksichtigung der 
vorhandenen Lehr- und Forschungseinrichtungen zwischen 150 
und 160 Wochenstunden aus den Prüfungsfächern und 5 Wochen-
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soren) zu einer Koordinierung der Lehrveranstaltungen be­
reit erklärt haben, kann den Studierenden ein relativ gut 
ausgewogenes und praxisbezogenes Wissen vermittelt wer­
den. Wer weiß, wie selbstverständlich die Forderung nach 
einer „Durchlässigkeit" der Fakultäts- und Hochschulgren­
zen klingt und wie schwer es ist, sie zu verwirklichen, wird 
diesen Integrationsprozeß der Lehrenden entsprechend be­
werten können. 

In ähnlicher Weise vollzog sich auch die Integration der 
Studierenden trotz recht unterschiedlichen ersten Studien­
abschnitten. So ist es in gemeinsamer Arbeit gelungen, zu 
Selbstverständnis und guten Studienerfolgen zu gelangen. 

6. Ausblick 

Mit diesem kurzen Bericht über die Ausbildung von 
Raumplanern an der Technischen Hochschule Wien sollten 
die Rechtsgrundlagen, die bisherigen Erfahrungen und die 
Resultate einer von Studierenden, Assistenten, Lehrbeauf­
tragten und Dozenten sowie Professoren mit großem persön­
lichen Einsatz geleisteten Arbeit erhellt werden. Im Hin­
blick auf die wachsende Bedeutung, die der Raumplanung 
und Raumordnung u. a. auch durch die Gründung der 
,,Österreichischen Raumordnungskonferenz" zur Ausarbei­
tung eines Bundesraumordnungskonzeptes zukommt, sind 
damit auch von seiten der wissenschaftlichen Hochschulen 

stunden aus Freifächern zu inskribieren. Die Zahl der inskribier­
ten Wochenstunden hat im ersten bis vierten Semester des zwei­
ten Studienabschnittes mindestens je 10, im fünften und sechsten 
Semester des zweiten Studienabschnittes mindestens je 5 zu be­
tragen; doch kann eine geringere Zahl von Wochenstunden in 
einem Semester durch Inskription einer größeren Zahl von Wo­
chenstunden in einem anderen Semester des zweiten Studienab­
schnittes ausgeglichen werden. 
(2) Während des zweiten Studienabschnittes sind in den folgen­
den Prüfungsfächern zu inskribieren: 

Name des Faches 
Zahl der 
Wochen­
stunden 

a) Wissenschaftliche Grundlagen der Raumplanung; die 
Inskription hat sich auf jene Teilgebiete zu beschrän­
ken, über welche der Kandidat nicht schon im ersten 
Studienabschnitt Prüfungen abgelegt hat . 

b) Städtebau und Gemeindeplanung . 
c) Regional- und Landesplanung . 
d) Landschaftspflege und Grünraumgestaltung 
e) nach Wahl des Kandidaten Teilgebiete aus den unter 

lit. b und c genannten Fächern . . . . . . 

32-40 
41-51 
28-38 
20-30 

5 

Im Rahmen der genannten Stundenzahl hat der Kandidat das 
Recht, nach Maßgabe des Studienplanes unter Berücksichtigung 
der vorhandenen Lehr- und Forschungseinrichtungen Lehrver­
anstaltungen aus weiteren Gebieten der Raumplanung und 
Raumordnung sowie Lehrveranstaltungen zur Ergänzung der 
für die wissenschaftliche Berufsvorbildung notwendigen Kennt­
nisse zu inskribieren. 

(3) Die im § 15 Abs. 5 des Allgemeinen Hochschul-Studiengeset­
zes genannten Lehrveranstaltungen sind als Wahlfächer gemäß 
Abs. 2 oder als Freifächer anzubieten, 

wichtige Voraussetzungen geschaffen worden. Denn bereits 
im Jahre 1973 werden die ersten Absolventen dieser neuen 
Studienrichtung ihre zweite Diplomprüfung ablegen und 
für eine praktische Planungstätigkeit zur Verfügung ste­
hen. 

Wie bereits erwähnt, wird im Studienjahr 1973/7 4 ein 
erster Studienabschnitt eingerichtet werden. Damit besteht 
dann die Möglichkeit, bei einer Studienzeit von zehn Seme­
stern umfassend und gründlich ausgebildete Raumplaner in 
die Praxis zu entlassen. 

Ebenso einhellige Auffassung besteht aber auch darüber, 
daß der bisherige zweite Studienabschnitt für Studierende 
anderer raumrelevanter Disziplinen unverändert beibehal­
ten werden muß. Denn gerade die Konfrontation, aber 
auch das Zusammenwirken wichtiger raumrelevanter Dis­
ziplinen in gemeinsamer koordinierter, wissenschaftlicher 
und praktischer Arbeit ist ein sehr charakteristisches Merk­
mal der neuen Studienrichtung. 

Bei der schon erwähnten gemeinsamen Jahrestagung der 
Akademie für Raumforschung und Landesplanung und der 
Deutschen Akademie für Städtebau und Landesplanung hat 
Staatssekretär a. D. Prof. Dr. Ernst in seinem Schlußwort 
festgestellt, daß die wissenschaftstheoretische, hochschul­
didaktische und organisatorische Frage der Ausbildung von 
Raumplanern bereits so gründlich behandelt worden ist, 
daß es nun hoch an der Zeit sei, diese theoretischen Überle­
gungen in der Praxis zu erproben. 

Diese Erprobung erfolgte mit dem vorgeführten „ Wiener 

Diplomarbeit 
§ 5. (1) Das Thema der Diplomarbeit ist einem der Studienrich­
tung zugehörigen Fach zu entnehmen (§ 8 Abs. 1 des Bundesge­
setzes über technische Studienrichtungen und § 25 Abs. 1 des 
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes). 
(2) Der Kandidat ist berechtigt, das Thema der Diplomarbeit aus 
einer Anzahl von Vorschlägen der ihrem Fach nach zuständigen 
Hochschulprofessoren, emeritierten Hochschulprofessoren, Hono­
rarprofessoren und Hochschuldozenten nach Maßgabe der Be­
stimmungen des § 25 Abs. 1 des Allgemeinen Hochschul-Studien­
gesetzes auszuwählen. Dem Angehörigen des Lehrkörpers, welcher 
das Thema der Diplomarbeit vorgeschlagen hat, obliegt auch die 
Betreuung des Kandidaten bei der Ausarbeitung der Diplom­
arbeit sowie ihre Begutachtung. Er hat nach Anhörung des Kan­
didaten im Einvernehmen mit dem Präses der Prüfungskommis­
sion zur Abhaltung der zweiten Diplomprüfung festzusetzen, ob 
die Diplomarbeit als Institutsarbeit oder als Hausarbeit durch­
zuführen ist. 
(3) Die Diplomarbeit ist bei der Prüfungskommission zur Ab­
haltung der zweiten Diplomprüfung einzureichen. 

Zulassung zur zweiten Diplomprüfung 
§ 6. (1) Wird der erste Teil der zweiten Diplomprüfung in Form 
von Teilprüfungen von Einzelprüfern abgehalten, setzt die Zu­
lassung zu einer Teilprüfung oder zu einem Prüfungsteil einer 
solchen Teilprüfung voraus: 
a) die gültige Inskription der für die betreffende Prüfung in Be­

tracht kommenden Lehrveranstaltung(en); 
b) die erfolgreiche Teilnahme an den für die zu prüfenden Fä­

cher im Studienplan vorgeschriebenen Übungen, Seminaren, 
Proseminaren, Privatissima, Praktika, Arbeitsgemeinschaften 
und Konservatorien; 

c) die positive Beurteilung bestimmter Teilprüfungen (Prüfungs­
teile) nach Maßgabe der Bestimmungen des Studienplanes (§ 5 
Abs. 5 des Bundesgesetzes über technische Studienrichtungen). 

(2) Wird der erste Teil der zweiten Diplomprüfung in Form 
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Modell", das durch die rechtliche Absicherung der Studien­
ordnung und des Studienplanes zwar unerläßliche Modifi­
zierungen zuläßt, gleichzeitig aber doch auch schon im In­
teresse der Studierenden die erforderliche Stabilität und 
Kontinuität gewährleistet, die nach u. E. für eine zehn­
semestrige Ausbildung unerläßlich ist. 

Gerade diese rechtliche Absicherung ist wiederum für die 
derzeit in Durchführung begriffene Abänderung des Zivil­
technikergesetzes unerläßlich, um die Berufsausübung der 
Absolventen dieser Studienrichtung entsprechend ihrer um­
fassenden Ausbildung zu gewährleisten. Die angestrebte 
Befugniserteilung umfaßt die Erstellung von Flächenwid­
mungsplänen, von regionalen und überregionalen Entwick­
lungsprogrammen sowie die Durchführung von Raumfor­
schungsarbeiten, die bisher noch ausschließlich Architekten 
vorbehalten sind, obwohl die Studienpläne der Architek­
turabteilungen dieser Tätigkeit viel zu wenig Rechnung 
tragen. 

Die vom Bundesministerium für Wissenschaft und For­
schung genehmigte Studienordnung sowie der nun geneh­
migte Studienplan sind aber auch eine gute Ausgangsbasis 
für die Verhandlungen zur Schaffung eines eigenen Dienst­
zweiges im Rahmen der Gemeinde-, Landes- und Bundes­
verwaltung, die in Kürze beginnen werden. 
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einer kommissionellen Prüfung abgehalten, so setzt die Zulassung 
voraus: 
a) die gültige Inskription der die Prüfungsfächer umfassenden 

Lehrveranstaltungen; 
b) die erfolgreiche Teilnahme an den für die zu prüfenden Fä­

cher im Studienplan vorgeschriebenen Übungen, Seminaren, 
Proseminaren, Privatissima, Praktika, Arbeitsgemeinschaften 
und Konversatorien. 

(3) Die Zulassung zum zweiten Teil der zweiten Diplomprüfung 
setzt voraus: 
a) die erfolgreiche Ablegung der ersten Diplomprüfung; 
b) die Inskription der gemäß § 2 Abs. 1 vorgesehenen Zahl von 

Semestern, die allenfalls gemäß § 3 Abs. 3 des Bundesgesetzes 
über technische Studienrichtungen herabzusetzen ist; 

c) die erfolgreiche Ablegung des ersten Teiles der zweiten Di-
plomprüfung; 

d) die Approbation der Diplomarbeit. 

Zweite Diplomprüfung 
§ 7. (1) Prüfungsfächer der zweiten Diplomprüfung sind: 
a) wissenschaftliche Grundlagen der Raumplanung; die Prüfung 

hat sich auf jene Teilgebiete zu beschränken, über welche der 
Kandidat nicht schon im ersten Studienabschnitt Prüfungen 
abgelegt hat; 

b) Städtebau und Gemeindeplanung; 
c) Regional- und Landesplanung; 
d) Landschaftspflege und Grünraumgestaltung. 
Die unter !it. b und c angeführten Prüfungsfächer sind um jene 

Teilgebiete zu erweitern, die der Kandidat gemäß § 4 Abs. 2 !it. e 
gewählt hat. 
(2) Die zweite Diplomprüfung ist eine Gesamtprüfung, die in 
zwei Teilen abzulegen ist. Der erste Teil ist nach Wahl des Kan­
didaten in der Form von Teilprüfungen vor Einzelprüfern oder 
als kommissionelle Prüfung aus allen Prüfungsfächern gemäß 
Abs. t abzulegen. 
Der zweite Teil ist jedenfalls als kommissionelle Prüfung vom 
gesamten Prüfungssenat abzuhalten und besteht aus zwei Fä­
chern: 

a) dem Teilgebiet des Prüfungsfaches, dem das Thema der Di­
plomarbeit zuzuordnen ist; 

b) einem Teilgebiet des Prüfungsfaches, das als ein Schwerpunkt 
der Studienrichtung anzusehen ist. Es ist unter Berücksichti­
gung der Prüfung gemäß lit. a vom Präses der Prüfungskom­
mission zur Abhaltung der zweiten Diplomprüfung nach An­
hörung des Kandidaten zu bestimmen. Der Kandidat ist 
berechtigt, einen Vorschlag zu machen. 

(3) Beantragt der Kandidat die kommissionelle Abnahme des 
ersten Teiles der zweiten Diplomprüfung erst nach erfolgreicher 
Ablegung einer oder mehrerer Teilprüfungen (Prüfungstei le), so 
hat sich die kommissionelle Prüfung auf die restlichen Prüfungs­
fächer (Prüfungs!eile) zu beschränken. 
(7) Der erste Teil der zweiten Diplomprüfung ist grundsätzlich 
mündlich abzuhalten. Sind jedoch Rechen- oder Konstruktions­
aufgaben zu lösen, sind diese schriftlich durchzuführen. Wenn die 
mündliche Ablegung von Teilprüfungen oder Prüfungsteilen der­
selben vor Einzelprüfern wegen der zu großen Zahl der Kandi­
daten und der geringen Zahl der Prüfer nicht möglich ist, sind 
auf Beschluß der zuständigen akademischen Behörde schriftliche 
Prüfungen oder Prüfungsarbeiten anzuordnen. Bei der gemäß 
Abs. 6 letzten zulässigen Wiederholung einer auf solche Art 
durchgeführten Teilprüfung oder eines Prüfungsteiles hat zusätz­
lich eine mündliche Prüfung stattzufinden. Eine mündliche Prü­
fung hat zusätzlich auch dann stattzufinden, wenn der Kandidat 
eine solche beantragt (§ 30 Abs. 7 des Allgemeinen Hochschul­
Studiengesetzes), sofern die schriftliche Prüfung oder die Prü­
fungsarbeit mit einer positiven Note beurteilt wurde (§ 29 Abs. 2 
des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes). Der zweite Teil der 
zweiten Diplomprüfung ist jedenfalls mündlich abzuhalten. Für 
?ie Wiederholung de_s zweiten Teiles der zweiten Diplomprüfung 
1st § 30 des Allgeme111en Hochschul-Studiengesetzes anzuwenden. 

Verleihung des akademischen Grades „Diplom-Ingenieur" 
§ 8. (1) An die Absolventen der Studienrichtung Raumplanung 
und Raumordnung wird der akademische Grad „Diplom-Inge­
nieur", abgekürzt „Dipl.-Ing.", verliehen. 
(2) Um die Verleihung des akademischen Grades ist bei der zu­
ständigen akademischen Behörde mittels des in der 1. Durchfüh­
rungsverordnung zum Allgemeinen Hod\schul-Studiengesetz vor­
gesehenen Formulares anzusuchen. 
(3) Die Verleihung des akademischen Grades erfolgt durch Spon­
sion in feierlicher Form in Anwesenheit des Rektors und des 
Dekans durch einen Ordentlichen Hochschulprofessor als Pro­
motor. 
(4) Die Verleihung des akademischen Grades ist zu beurkunden. 
In der Urkunde ist ersichtlich zu machen, daß es sich um einen 
Absolventen der Studienrichtung Raumplanung und Raumord­
nung handelt. 
(5) Absolventen der Studienrichtung Raumplanung und Raum­
ordnung sind nach Maßgabe einer besonderen Studienordnung 
zur Erwerbung des Doktorates der technischen Wissenschaften 
zuzulassen. 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 
§ 9. Ordentlichen Hörern, die vor Inkrafttreten des neuen Stu­
dienplanes ihr Studium begonnen haben, sind die im Studienjahr 
1970/71 zurückgelegten Studien dieser Studienrichtung zur Gänze 
in die vorgeschriebene Studiendauer einzurechnen und alle abge­
gelegten Prüfungen anzuerkennen. 




